
Die Stadtverordnetenversammlung

Tagesordnung I Punkt 5 der öffentlichen Sitzung am 01.06.2006

Vorlage Nr. 06-F-01-0019

Keine Einführung von Studiengebühren
- Antrag der SPD-Stadtverordnetenfraktion vom 19.05.2006 -

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Die Stadtverordnetenversammlung unterstützt den Protest der Studenten der Fachhochschule 
Wiesbaden und teilt die Bedenken ihres Präsidenten, Prof. Dr. Clemens Klockner, gegen die 
geplante Einführung von Studiengebühren. 

Die Stadtverordnetenversammlung appelliert mit allem Nachdruck an die Hessische 
Landesregierung, ihre Pläne für Studiengebühren für das Erststudium zurückzuziehen und 
Alternativen für eine bessere Finanzausstattung der Hochschulen zu erarbeiten. 

Die Stadtverordnetenversammlung fordert ferner die Wiesbadener Landtagsabgeordneten auf, 
sich für den Hochschulstandort Wiesbaden zu entscheiden und eine Einführung von 
Studiengebühren abzulehnen. 

Beschluss Nr. 0227

 
Der Antrag der SPD-Stadtverordnetenfraktion vom 19.05.2006 betr.

Keine Einführung von Studiengebühren

wird abgelehnt. 
   

Dem Magistrat Wiesbaden,          .06.2006
mit der Bitte um weitere Veranlassung

Thiels
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,           .06.2006
   -16-

Dezernat VIII
mit der Bitte um Kenntnisnahme

Diehl
Oberbürgermeister
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